
D
ie Ausstellung nimmt das Handeln der Poli-
zei auf dem Boden der bürgerlich-konser-
vativ geprägten Mittelstadt Hameln in der 
Weimarer Republik in den Blick. Sie spannt 

den Bogen hin zu zwei sehr unterschiedlichen politi-
schen Systemen: der Kaiserzeit und der NS-Zeit. 

Insbesondere in der Weimarer Zeit zeigt sich Hameln 
von starken politischen und sozialen Spannungen be-
herrscht. Der (klein)bürgerlich geprägten Mehrheit, 
welche der Weimarer Republik skeptisch gegenüber-
stand oder sie sogar ablehnte, stand eine festgefüg-
te Minderheit gegenüber, die sich der sozialistischen 
Arbeiterbewegung verbunden fühlte. 

Das Gros der Polizeibeamten hatte seine Ausbildung 
noch in der obrigkeitlichen Kaiserzeit erfahren oder 
im Ersten Weltkrieg in der Armee gedient. 

Wie bewährte sich die Polizei in dem politischen und 
gesellschaftlichen Spannungsfeld der Stadt? 

Wie kamen die Beamten der Hamelner Polizei mit 
den neuen demokratischen Leitbildern einer Republik 
zurecht? 

Wo standen sie in den teils blutigen Straßenkämpfen 
zwischen der SA und deren politischen Gegnern zum 
Ende der Republik? 

In welchem Ausmaß kam es 1933 zu Säuberungen 
innerhalb des Hamelner Polizeikorps? 

Welche Folgen hatte die Einrichtung der aus den Rei-
hen der SA rekrutierten „Hilfspolizei“ für das Verhal-
ten der Polizei? 

Die Ausstellung nimmt auch die ersten Jahre der NS-
Zeit in Hameln in den Blick, weil sich hier Entwick-
lungen in aller Deutlichkeit zeigen, die in den Jahren 
zuvor angelegt waren. 

Die Ausstellung versteht sich als selbstständiger Bei-
trag zu der von der Polizeiakademie Niedersachsen 
verantworteten Ausstellung 
„Freunde – Helfer – Straßenkämpfer. Die Polizei in 
der Weimarer Republik“. 

Sie wurde von Bernhard Gelderblom für den Verein 
für regionale Kultur- und Zeitgeschichte erarbeitet.

Hameln im Juni 2020

„Die Polizei der 
Stadt Hameln in der 
Zeit der Weimarer 
Republik“ 

Polizeibeamter vor dem Bäckerscharren, Foto nach 1933       Privatbesitz 

Das Rathaus (links) beherbergte im Erdgeschoss die Polizeiwache, das Hochzeitshaus war Sitz des Oberbürgermeisters. 
Stadtarchiv Hameln 



H
ameln war am Ende des Ersten Weltkrie-

ges eine mehrheitlich bürgerlich-konser-

vativ geprägte Mittelstadt mit ca. 20.000 

Einwohnern, gelegen in einem agrarisch 

geprägten Umland in der recht beschaulichen nie-

dersächsischen Provinz. 

Wie verlief hier in der schwierigen Zeit nach dem Ende 

des verlorenen Ersten Weltkriegs der Übergang von 

der Monarchie zur Republik?

Eine Revolution, die nicht stattfand
Nach dem Vorbild der revolutionären Zentren in Ber-

lin und Kiel gründete sich auch in Hameln im Novem-

ber 1918 ein „vorläufiges Komitee des Arbeiter- und 

Soldatenrates“. 

Dieser aus Soldaten und der Hamelner SPD zusam-

mengesetzte Arbeiter- und Soldatenrat wandte sich 

am 8. November 1918 mit einem Flugblatt an die 

Bevölkerung. Es ging ihm darin aber nicht um politi-

sche, wirtschaftliche oder soziale Forderungen, son-

dern ausschließlich um die Bewahrung der Ruhe.

Der Hamelner Arbeiter- und Soldatenrat sorgte für die 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und die 

Bewältigung der Lebensmittelknappheit. Einen poli-

tischen Umsturz wollte er nicht. Sprachrohr der Ha-

melner Arbeiterschaft und der örtlichen SPD war die 

damals neu gegründete Tageszeitung „Niedersächsi-

sche Volksstimme“. Die KPD spielte in der Stadt eine 

marginale Rolle. 

Auf der anderen Seite sammelten sich in der Stadt 

rasch die bürgerlich-konservativen Gegenkräfte: 

Kaufleute, Industrielle, Gewerbetreibende, Landwirte 

und Beamte. Sprachrohr dieser Kräfte war die „Deis-

ter- und Weserzeitung“.

Die Veränderungen der politischen Verhältnisse im 

Deutschen Reich infolge der Novemberrevolution 

von 1918 hatten auf die Stadt nahezu keinerlei Aus-

wirkungen. Das wird vor allem darin deutlich, dass 

die beiden obersten Verwaltungsbeamten der Stadt, 

Bürgermeister Ado Jürgens sowie der Stadtsyndikus 

Karl Sertürner, in ihren Ämtern verblieben.

In der ersten Gemeindewahl der Nachkriegszeit vom 

23. Februar 1919 errang die SPD zwar die meisten 

Sitze (14), aber das Bürgertum bildete eine Gemein-

schaftsliste (Mittelstand 11, bürgerlicher Wahlver-

band 7 und Beamten 4 Sitze) und sicherte sich auf 

diese Weise den Machterhalt.

Die Gründung der Bürgerwehr 1919
Aus der Sorge heraus, die politischen Umwälzungen 

in Berlin könnten Folgen für Hameln haben, gründete 

der Rat Ende 1919 eine Einwohnerwehr, einen loka-

len Selbstschutzverband. In derartigen Bürgerwehren 

sammelten sich die besitzbürgerlichen und teilweise 

reaktionären Kräfte der Stadt.

Die Hamelner SPD lehnte eine derartige Bürgerwehr 

zunächst ab, bemühte sich aber später, ihre Basis zu 

einem Eintritt zu gewinnen, um reaktionäre Kräfte zu 

neutralisieren. 

„Wir sind gegen die Einwohnerwehr. Nachdem 

aber gegen unsere Stimmen die Errichtung einer 

solchen beschlossen worden ist, machen es sämtli-

che Funktionäre der Arbeiterbewegung den Arbei-

tern zur Pflicht, sich auch daran zu beteiligen.“
Niedersächsische Volksstimme vom 21. November 1919 

Im April verfügte der preußische Innenminister 

Severing (SPD) die Auflösung der Bürgerwehren im 

Land Preußen. Darauf bildete sich in Hameln – illegal 

– am 27. April 1920 ein „städtischer Notschutz“, in 

den 117 Mann der Bürgerwehr übertraten.

Anfang 1921 musste auch dieser „städtische Not-

schutz“ im Rahmen der allgemeinen Demobilisierung 

des Deutschen Reiches seine Waffen abliefern und 

wurde aufgelöst. 

Bereits im Mai 1920 wurden in Hameln Spuren der 

rechtsextremen „Organisation Escherich“ oder „Or-

gesch“ entdeckt, in der auch einzelne Mitglieder des 

Stadtrats eine Rolle spielten. Dabei handelte es sich 

um eine Ersatz- bzw. Tarnorganisation der verbote-

nen Einwohnerwehren. Sie hatte in Hameln geheime 

Waffenlager angelegt. Im Juli 1921 wurde die „Or-

gesch“ reichsweit verboten. 

In der Bildung der Einwohnerwehren drückt sich ein 

elementares Unsicherheitsgefühl des Bürgertums aus, 

das sich von der Polizei nicht ausreichend geschützt 

fühlte. Über das Verhältnis der Hamelner Bürger-

wehr zur städtischen Polizei war nichts in Erfahrung 

zu bringen.

Antisemitismus & Dolchstoßlegende
Antisemitismus war ein besonderes Merkmal der 

rechten Kräfte. Mehrmals meldete die Niedersäch-

sische Volksstimme in der Nachkriegszeit antisemiti-

sche Versammlungen in Hameln. 

„Der sogenannten ‚Deutschen Volkspartei‘ ist das 

große Verdienst zuzuschreiben, den antisemiti-

schen Pöbel auf den Plan gerufen zu haben, das 

politische Leben mit einer beispiellosen Demago-

gie vergiftet und zu einem wüsten Spektakelplatz 

gemacht zu haben.“
Niedersächsische Volksstimme vom 12. Januar 1919

Rechtsradikale und Nationalisten verbreiteten die so-

genannte „Dolchstoßlegende“. Danach sind an der 

deutschen Niederlage im Ersten Weltkrieg nicht das 

Militär und die monarchische Führung des deutschen 

Kaiserreichs schuld, sondern Demokraten und Sozia-

listen und Juden. Diese seien der unbesiegten Armee 

in den Rücken gefallen. Damit war auch eine Ableh-

nung der Weimarer Demokratie verbunden. 

Die Dolchstoßlegende wird das politische Klima auch 

in Hameln vergiften und Hitler den Weg an die Macht 

bahnen. So zeigte sich die Bevölkerung der Stadt zu 

Beginn der Weimarer Jahre gespalten und zerrissen. 

Diese Spaltung der Bevölkerung in zwei soziale Klas-

sen bzw. politische Lager blieb für die kurze Zeit der 

Weimarer Republik bestimmend. Wie wird sich die 

städtische Polizei angesichts dieser spannungsreichen 

Situation verhalten?

Die Jahre 1918-1921 –
Spannungen, Spaltungen und 
Ängste 

Aufruf des Arbeiter- und Soldatenrates 
Dewezet vom 10. November 1918 

Aufruf der bürgerlichen Kräfte 
Dewezet vom 18. November 1918 

„Aufruf zum Eintritt in die Bürgerwehr“ 
Niedersächsische Volksstimme vom 18. November 

1919

Aufruf zur Schaffung eines städtischen 
„Notschutzes“ 

Dewezet vom 27. April 1920 

Links: Bürgermeister Ado Jürgens, rechts: Stadtsyndikus Karl Sertür-
ner 

Stadtarchiv Hameln 

„Judas Verrat“, antisemitische Zeichnung von Willy Knabe zur 
Dolchstoßlegende (1942). 

Wikipedia, Artikel Dolchstoßlegende



Die Hamelner Polizei –
Personal, Ausbildungsstand 
und Ausstattung  

I
n der Kaiserzeit kamen die Polizisten aus dem 

Militär; sie hatten „gedient“. Sie wurden für ma-

ximal zwölf Jahre angestellt, waren schlecht aus-

gebildet und – nicht selten – gewaltbereit. Die 

Polizei funktionierte nach Befehl und Gehorsam. 

In Hameln gab es um 1900 einen „Stadtwachtmeis-

ter“, der gleichzeitig die Geschäfte eines „Bauschrei-

bers“ besorgte, einen „Polizeidiener“ sowie mehre-

re „Wächter“ und „Feldhüter“. „Polizei“ war noch 

kein eigenständiger Beruf. 

Die Polizei der Weimarer Republik sollte dagegen 

auf der Grundlage von Recht und Gesetz im Auftrag 

des Volkes für die Bevölkerung zu handeln. Weimar 

wollte eine bürgernahe, hilfsbereite Polizei. 

So öffnete sich die Polizei für Bewerber ohne Mili-

tärerfahrung. Sogar Frauen wurden vereinzelt ein-

gestellt. Die Einheitslaufbahn wurde eingeführt: alle 

Polizisten begannen ihre Laufbahn als Schutzpolizis-

ten. Sie bekamen Vertretungs- und Beschwerderech-

te. Als Vorgesetzte sollten nicht mehr ausgediente 

Offiziere dienen: die Polizei wollte ihre Führung viel-

mehr selbst ausbilden. 

Die neue Uniform sollte funktional sein und nicht 

mehr an das Militär erinnern. Der Tschako ersetz-

te die Pickelhaube und der Schlagstock aus Gummi 

den Säbel. Damit sollte auch äußerlich eine größere 

Nähe zu den Bürgern demonstriert werden. 

Wie war die Situation in Hameln? In einem Bericht 

der Polizei Hameln an die Regierung in Hannover 

von 1931 gibt es einen Hinweis auf die Qualifikation 

der Hamelner Polizei. Dort heißt es: 

„Die Beamten haben größtenteils gedient.“ 

Das Hamelner Polizeikorps war also entweder bereits 

im Kaiserreich im Dienst gewesen oder aber es hat-

te als Soldat an der Front gedient. Vorgeschrieben 

war für diese Beamten nur die Absolvierung eines 

dreimonatigen Ausbildungskurses für Polizei-Assis-

tenten an einer Polizeischule. Der Anspruch einer 

bürgernahen Polizei war in Hameln deswegen nicht 

leicht umzusetzen. 

Auch aus der konservativen Stadtverwaltung heraus, 

welche die Polizeiaufsicht ausübte, dürfte es keinen 

Druck auf die Polizei gegeben haben, sich den neu-

en politischen Verhältnissen anzupassen. 

So wird es in Hameln Polizisten gegeben haben, die 

sich nicht von den Traditionen der Kaiserzeit lösen 

konnten und die Republik ablehnten und ihr gegen-

über mindestens skeptisch eingestellt waren.

Die Personalstärke  

der Hamelner Polizei 

• 1924 gab es laut Haushaltsplan 28 Stellen, von 

denen allerdings nur 23 besetzt waren. 

• 1925 entschied der Rat, die Zahl der Planstellen 

auf 25 zu senken. Es waren die sogenannten Gol-

denen Jahre von Weimar, eine Zeit relativer Ruhe 

und politischer Entspannung. 

• 1931 verfügte die Dienstelle über 23 Beamte. Nach 

den schweren Krawallen der Jahre 1930/31 wur-

de beschlossen, die Zahl der Beamten um acht zu 

vermehren. 

• Anfang 1933 verfügte die Polizei über 31 Beamte.

Unterbringung und Ausrüstung
Im Rathaus verfügte die Polizei 1931 über acht Räu-

me, dazu drei Gewahrsamszellen im Keller. 

• das Kommissarzimmer 

• das Wachzimmer 

• vier Räume für die Kripo  

• ein kleineres Zimmer für die politische und die Ge-

werbepolizei 

• das Polizeiverwaltungsbüro 

• das Meldebüro (Einwohnermeldeamt) 

• die Registratur 

Das Ergebnis einer Revision der Dienststelle vom  

15. Dezember 1927 offenbarte erhebliche Mängel 

in Ausrüstung und Ausbildung: 

• Die wöchentliche Dienstzeit eines Beamten betrug 

54 Stunden.

• Der Unterricht war zu verbessern. 

• Nicht alle Polizisten führten ein Streifenbuch.  

• Es gab keine Kleiderablage, und nicht jeder Beam-

te verfügte über einen eigenen Spind.  

• Die Zahl der Gummiknüppel reichte nicht für alle 

Beamten aus.

• Die Bekleidung musste von den Beamten selbst 

angeschafft werden. 

• „Dienstfahrräder gibt es im allgemeinen nicht, die 

Beamten haben z.T. eigene Räder. Eine Beihilfe für 

die Fahrräder erhalten sie nicht.“

Die Motorisierung der Dienststelle
1927 war die Polizei Hameln mit einer dreirädrigen 

Cyklonette motorisiert. Diese war bei einer Tankstel-

le untergestellt, aber nicht immer fahrbereit. Der Di-

rektor der Wesermühlen, Dr. Salm, ein Jude, hatte 

sie der Polizei zur Verfügung gestellt. 

1932 schaffte die Hamelner Polizei erstmals einen 

PKW an, der bei der Feuerwehr untergebracht war. 

Polizist in der neuen Uniform vor dem Ha-
melner Bäckerscharren

Privatbesitz 

Cyklonette 
www.hemmings.comstoriesarticlecyklon-cyklonette

Das Hamelner Rathaus (links) als Polizeidienststelle. Das Foto zeigt einen Teil des Fuhrparks, 
Fahrräder und leichte Motorräder. 

Stadtarchiv 

Dewezet vom 27. August 1932 



N
ach den wenigen „Goldenen Jahren“ 

der Weimarer Republik verschärften sich 

ab 1929 mit der beginnenden Weltwirt-

schaftskrise die politischen und sozialen 

Spannungen in Hameln. 

Es gab in Deutschland vier Reichstagswahlen in drei 

Jahren. Der permanente Wahlkampf war immer wie-

der von Gewalt begleitet. 

Der Aufstieg der NSDAP 
Seit 1929 gelang der NSDAP ein atemberaubender 

Aufstieg. Sie wurde zur dominierenden Partei des 

bürgerlich-nationalen Lagers. 

Herausragendes Ergebnis der Reichstagswahlen war 

der Erfolg der NSDAP. In Hameln lag ihr Ergebnis stets 

deutlich höher als im Reichsdurchschnitt. 

Die NSDAP wollte die Demokratie von Weimar zer-

stören. Dabei spielte der Terror auf den Straßen eine 

besondere Rolle. 

Als paramilitärische Kampforganisation der NSDAP 

war die SA (Sturmabteilung) beim Aufstieg der 

National sozialisten entscheidend. Sie schützte mit 

Gewalt deren Versammlungen vor Gruppen politi-

scher Gegner, störte gegnerische Veranstaltungen 

und überfiel Sozialdemokraten, Kommunisten und 

Juden. Dabei vermied die SA nach Möglichkeit Kon-

flikte mit der Staatsmacht.  

Die „Niedersächsische Tageszeitung“ (NTZ) war das 

Kampfblatt der Nationalsozialisten. Sie erschien seit 

dem 1. Februar 1931 und wurde  mehrfach verboten.

Die Wahlergebnisse 1930-1933 
14. September 1930 

SPD   Reich  24,5  Hameln 37,9 

NSDAP  Reich 18,3  Hameln 25,1 

31. Juli 1932 

SPD   Reich 21,6  Hameln 33,8 

NSDAP  Reich 37,4  Hameln 45,4 

6. November 1932 

SPD   Reich 20,4  Hameln 30,8 

NSDAP  Reich 33,1  Hameln 38,8 

5. März 1933 

SPD   Reich 18,3  Hameln 23,5 

NSDAP  Reich 43,9  Hameln 46,2 

Die Wahlergebnisse für Hameln zeigen dieselbe star-

ke Polarisierung zwischen Rechts und Links, wie sie 

schon in den Anfangsjahren herrschte. 

Die traditionellen bürgerlichen Parteien ver schwan-

den in Hameln nahezu. Ihre Wähler gingen zur NSDAP. 

Nur noch die rechtsradikale DNVP erreichte mit 8,6 

Prozent der Stimmen (am 6. November 1932) ein 

nennenswertes Ergebnis. 

Die KPD spielte in Hameln lange eine geringe Rolle. 

Erst in der Endphase der Republik (am 6. November 

1932) erreichte sie mit 9,1 Prozent ein beachtliches 

Ergebnis, das aber immer noch unter Reichsdurch-

schnitt lag. 

Wahlkampf in Hameln
Die Wahlkämpfe führten auch in Hameln zu Mas-

senprügeleien und „Saalschlachten“. Allerdings  gab 

es bis Ende 1932 keine Toten wie etwa im Berliner 

„Blutmai“ im Jahr 1929 oder am „Altonaer Blutsonn-

tag“ im Juli 1932. Die Polizei geriet auch in Hameln 

zwischen die Fronten.

1929-1932 –
Die Zuspitzung der Spannungen 

Dewezet vom 15. September 1930 

Hitler – unsere letzte Hoffnung 1932 
Anschläge. Deutsche Politik an der Litfaßsäule 

1900-1971, Nr. 80 

Beilage zur Niedersächsischen Volksstimme vom 6. 

Juli 1931 

Schwarz-weiß-rote Fahne: 
Symbol der DNVP
Die Fahne steht für die Kaiser-
zeit und war in der Weimarer 
Republik verboten.  
Anschläge. Deutsche Politik 

an der Litfaßsäule 1900-1971, 

Nr. 43 

Symbolkrieg vor der Reichstags-Wahl am 5. März 1933 in der 
Kupferschmiedestraße (Blickrichtung Wendenstraße) 
Vier Symbole lassen sich auf dem Foto erkennen.

Stadtarchiv Hameln 

Niedersächsische Volksstimme vom 

21. Juli 1931 

Dewezet vom 10. Dezember 1931 

Dewezet vom 13. Februar 1932 

Die Weimarer Koalition aus Sozial-
demokraten (SPD), Deutscher Demo-
kratischer Partei (DDP) und Zentrum 

Wikimedia Commons 

Den Parteien, die auf dem Boden 
der Weimarer Verfassung standen 
(SPD, Zentrum und DDP) gelang es 
nicht mehr, regierungsfähige Koali-
tionen zu bilden.

Schlagzeilen der 
Hamelner Zeitungen 
über die politische und 
soziale Lage in Hameln

Hakenkreuz auf rotem Grund: 
Symbol der NSDAP

Hammer und Sichel auf rotem 
Grund: Symbol des Roten Front-
kämpferbundes, der paramilitä-
rischen Schutztruppe der KPD 

Wikimedia Commons

Drei schräg gestellte Pfeile: Symbol des Reichsbanners Schwarz-
Rot-Gold 
Die drei Parteien der „Weimarer Koalition“ (SPD, Zentrum, DDP) 
hatten das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold gegründet. Es sollte 
dem Schutz der Weimarer Republik gegen ihre radikalen Feinde 
dienen. 



Straßen- und 
Saalschlachten in 
Hameln 1930/31   

Drei Straßen- bzw. Saalschlachten geschahen in Ha-

meln in den Jahren 1930/31. 

6. Dezember 1930: 
Versammlung des Reichsbanners 
im Monopol 

Am 6. Dezember 1930 fand im Monopol-Hotel, Ha-

melns größtem Veranstaltungsort, eine öffentliche 

Versammlung des Reichsbanners statt. 

Das „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold“ war ein poli-

tischer Wehrverband zum Schutz der Weimarer Re-

publik, vor allem von der SPD, aber auch von Zen-

trum und DDP getragen. Anders als die SA trat das 

Reichsbanner in aller Regel nicht aggressiv auf.

Laut Polizeibericht befanden sich unter den ca. 800 

Besuchern etwa 200 Nationalsozialisten. Die SPD er-

bat deswegen Polizeischutz, woraufhin mehrere Po-

lizeibeamte in den Saal geschickt wurden. 

Damals wurden in politischen Versammlungen häu-

fig politische Gegner als Diskussionsredner zugelas-

sen. Nach etlichen SPD-Rednern sprachen deswegen 

auch Nationalsozialisten. 

Der Nationalsozialist Winkelmann heizte die Stim-

mung auf, indem er sagte, die NSDAP habe nichts 

gegen die Republik; sie wolle nur die Republikaner 

einen Kopf kürzer machen. 

Als er daraufhin – seine Redezeit war ohnehin ab-

gelaufen – von der Bühne herunter geschrien wurde, 

kam es zu Tumulten. 

„Es wurde mit Stühlen geworfen bzw. geschlagen, 

sowie mit Teilen von Stühlen und abgebrochenen 

Latten geschlagen. … 

Arbeitersamariter leisteten den Verletzten Hilfe hin-

ten im Saal, während die Nationalsozialisten ihren 

Verbandsplatz vorn im Lokal aufgeschlagen hat-

ten.“ 

Die Polizei räumte schließlich den Saal. 

24. Januar 1931: 
Maskenball des Arbeitersportclubs 
„Eintracht“ im Gewerkschaftshaus 

Am 24. Januar 1931 veranstaltete der Arbeitersport-

club „Eintracht“ im Gewerkschaftshaus seinen jähr-

lichen Maskenball. 

Als einige Nationalsozialisten dort erschienen, kam 

es zu einer Schlägerei. Mit Stuhlbeinen als Waffen 

wurden diese aus dem Haus heraus gedrängt. Die 

Schlägerei setzte sich auf der Straße fort, bis schließ-

lich die Polizei einschritt.

 

8. Juli 1931:
Prinz August Wilhelm von Preußen 
spricht für die NSDAP 

Ein gutes halbes Jahr später: Am 8. Juli 1931 war es 

der Hamelner NSDAP gelungen, endlich einmal einen 

prominenten Redner nach Hameln zu bekommen. 

Prinz August Wilhelm von Preußen („Auwi“), vier-

ter Sohn Kaiser Wilhelms II. und seit 1930 in der 

NSDAP, sollte auf einer großen Doppelveranstaltung 

im „Stadtsaal“ (heute Sparkasse im Grünen Reiter) 

und anschließend im Monopol-Hotel sprechen. 

Vor dem Stadtsaal kam es zu ersten Zusammenstö-

ßen. Laut Polizeibericht wurden Nationalsozialisten, 

die ihre geparkten Autos bewachten, aus einer Men-

schenmenge angegriffen. Als die Polizei einschritt, 

wurde sie ebenfalls mit Steinen beworfen. Ebenso er-

ging es SA-Leuten, die aus dem Stadtsaal herauska-

men, worauf diese ebenfalls Steine warfen. 

Mittlerweile waren aus Hannover 50 Schutzpolizisten 

als Verstärkung eingetroffen; mit ihrer Hilfe wurde 

die Osterstraße geräumt und die Menge in Richtung 

Deisterstraße abgedrängt. 

Laut Bericht der Dewezet: 

„Inzwischen war das Ueberfallkommando in meh-

reren Wagen eingetroffen, und die Schupo räumte 

die Deisterstraße wiederholt energisch unter An-

wendung des Gummiknüppels.“ 

Laut Bericht eines Zeitzeugen

„Der Chronist, der als Sechzehnjähriger zufällig in 

Hameln auf der Deisterstraße war, konnte noch 

rechtzeitig hinter einem Baum Deckung nehmen, 

als eine Hundertschaft Hildesheimer Polizeischu-

le die Straße entlang raste und jeden Passanten, 

gleichgültig Demonstrant oder nicht, rücksichtslos 

mit ihren Gummiknüppeln verprügelte.“ 
Friedrich Mattner, Chronik der Gemeinde Emmern

Als die SA nach Ende der Veranstaltung aus dem Mo-

nopol zum Stadtsaal zu marschieren versuchte, kam 

es zu einer erneuten Schlägerei. Erst gegen zwei Uhr 

am nächsten Morgen konnte die Schupo nach Han-

nover abrücken.

Gegen elf Personen wurde anschließend ein Straf-

verfahren eingeleitet wegen 

„Werfens mit Steinen, Schießens mit einer Schreck-

schußpistole, Schlagens mit einem Schulterriemen 

mit Karabinerhaken, Bedrohung mit einem Knüp-

pel, Mißhandlung, Schießens mit einer Scheintod-

pistole und Schlagens mit einem Stuhlbein.“ 

Insgesamt standen schließlich 23 Personen vor Ge-

richt. In 16 Fällen wurden Gefängnisstrafen verhängt. 

Aus der Berichterstattung der Dewezet geht hervor, 

dass von den Strafen in der Hauptsache Reichsban-

nerleute betroffen waren.

Der Schauplatz der Versammlung 
Stadtarchiv Hameln 

Prinz August Wilhelm von Preußen („Auwi“) 1933 beim Reichserntedankfest auf dem Bückeberg 
Der Hohenzollernprinz sprach 1931 für die NSDAP in Hameln.
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Prinz August Wilhelm 
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Die Affäre um das  
Flugblatt der NSDAP vom 
7. August 1931

A
m 7. August 1931 tauchte in Hameln ein 

anonymes Flugblatt auf, das in einer bru-

talen Sprache und mit zahlreichen Recht-

schreibfehlern zum „Kampf auf illegalem 

Wege gegen dieses System“ aufforderte. 

„Kampf gegen dieses System, dass (sic!) sein Ende 

durch Notverordnung und Polizeiknüppel hinaus-

zuschieben versucht. 

Lüge, Terror und Koruption (sic!) regieren im Reich. 

Schart Euch mit bewaffneten Fäusten um das Ha-

kenkreuzbanner und helft uns, die heutigen Macht-

haber an den Galgen zu bringen. 

Kampf dem roten Mordgesindel mit scharfen Waf-

fen. 

Schlagt die sozialdemokratischen Zuchthäusler, so 

ihr sie trefft. 

Schiesst die Gefängnishelden Schlieker, Müller, 

Arno Reichardt (sic!), Becker, Wilke, Krahn, Busche 

und die anderen Genossen zusammen. 

Bringt die jüdischen Geldverschieber an die Later-

nenpfähle. 

Nieder mit dem Dreigestirn Braun, Brünning (sic!), 

Severing. 

Arbeiter, Handwerker, Geschäftsleute, trotz Ver-

leumdung und roten (sic!) Terror gebt Eure Stim-

men dem Volksentscheid am 9. August.“ 

Es lag nahe, die Urheber dieses ungeheuerlichen Flug-

blatts bei der Hamelner NSDAP zu vermuten. 

• Das „rote Mordgesindel“ sollte erschossen wer-

den, darunter die bekannten Hamelner Sozialde-

mokraten Karl Müller (Ratsherr, Mitglied des preu-

ßischen Landtags und Vorsitzender des Hamelner 

Konsums) und Arno Reichard (Redakteur der Nie-

dersächsischen Volksstimme). 

• „Jüdische Geldverschieber“ sollten an die Later-

nenpfähle gebracht werden. 

• Reichskanzler Heinrich Brüning, dem preußischen 

Ministerpräsidenten Otto Braun und dem preußi-

schen Innenminister Carl Wilhelm Severing wurde 

in ähnlicher Weise gedroht. 

Daraufhin beschwerte sich im August 1931 die Ha-

melner SPD bei der preußischen Regierung in Berlin 

über die Polizeiführung der Stadt, weil sie das Flug-

blatt nicht zur Anzeige gebracht hatte.

Am 25. August 1931 richtete Karl Müller eine kleine 

Anfrage zum Flugblatt an das preußische Staatsmi-

nisterium in Berlin. Dieses wandte sich daraufhin an 

den Regierungspräsidenten in Hannover, dieser wie-

derum an die Polizei Hameln mit der Aufforderung, 

einen Bericht vorzulegen. 

Am 17. September 1931 schrieb die Polizei Hameln 

an den Regierungspräsidenten, dass ihr das Flugblatt 

nicht bekannt sei. 

Karl Müller ergriff in einem Brief vom 16. September 

1931 an den Oberpräsidenten Noske in Hannover 

erneut die Initiative: 

„Private Bemühungen unsererseits haben dazu ge-

führt, dass der Schreiber des Flugblattes einwand-

frei ermittelt ist. 

Wir haben aber davon der Polizei bislang keine Mit-

teilung gemacht, weil wir befürchten, daß gerade 

von dieser Stelle aus die Nazis vorzeitig benach-

richtigt werden, sodaß sie sich vorher verständigen 

und Spuren verwischen.“ 

Müller bat dringend um die Übersendung eines Kri-

minalbeamten aus Hannover. Ein Kripo-Beamter aus 

Hannover verhaftete daraufhin einen Hamelner SA-

Mann namens Lohmeyer als Schreiber des Flugblatts 

und beschlagnahmte seine Schreibmaschine und Pa-

pier. 

Am 17. Oktober 1931 berichtete die Niedersächsi-

sche Volksstimme über den Fall. Lesern der Dewezet 

wurde der Skandal verschwiegen.

Der Hamelner Oberbürgermeister Scharnow stellte 

sich vor seinen Polizeichef Ritter: 

„Jedenfalls kann von einer wissentlich falschen Be-

richterstattung nicht die Rede sein.“ 

Kommissar Ritter sei erkrankt gewesen; ein mit der 

Untersuchung beauftragter Beamter habe Selbst-

mord begangen. 

Am 31. Oktober 1931 legte Karl Müller noch einmal 

nach: 

„Mir ist wiederholt versichert worden, daß die Po-

lizei in Hameln überwiegend mit dem Nazi sympa-

thisiert. 

Mir ist bekannt, daß der Leiter der Polizei, Herr 

Kommissar Ritter, wiederholt mit Führern der Na-

tionalsozialisten gekneipt hat. 

Mir ist bekannt, daß Herr Ritter ein starker Trinker 

ist. 

Mir ist bekannt, daß der Polizeiverwalter, Herr Bür-

germeister Dr. Scharnow, alle dem sehr stark durch 

die Finger sieht.“ 

Wenn die Polizei behaupte, ihr sei von den Vorgän-

gen nichts bekannt, so sage sie „bewußt“ die Un-

wahrheit. 

Am 31. Oktober 1931 musste Oberbürgermeister 

Scharnow einräumen, dass sein Bericht vom 17. Sep-

tember teilweise „objektiv unrichtig“ sei. 

Polizeikommissar Ritter habe aber nur, wo es aus 

dienstlichen Gründen erforderlich war, mit Angehöri-

gen staatsfeindlicher Parteien am Wirtshaustisch zu-

sammengesessen. 

Er habe Ritter am 23. November 1931 aus Krank-

heitsgründen in den Ruhestand versetzt. Bei dieser 

Sachlage erübrige sich eine weitere Verfolgung der 

Angelegenheit. 

Am 18. Januar 1932 teilte der Regierungspräsident 

in Hannover Oberbürgermeister Scharnow mit, dass 

ihm der preußische Innenminister Severing wegen 

des objektiv falschen Berichts eine „Mißbilligung“ 

ausgesprochen habe. 

Die Vorwürfe der SPD gegen den Hamelner Polizei-

kommissar Ritter wegen Kumpanei mit der NSDAP 

hatten also zu Recht bestanden. 

Im Mai 1932 wurde Walter Tuttas zum neuen Polizei-

kommissar für Hameln gewählt. Er sollte das Hamel-

ner Polizeikorps auf die Einhaltung der Grundsätze 

der Weimarer Republik ausrichten.

Der Hamelner Oberbürgermeister Dr. Scharnow, 
seit 1931 im Amt 
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Niedersächsische Volksstimme vom 17. Ok-
tober 1931

Kleine Anfrage des Hamelner Ratsherrn und 
MdL Karl Müller im preußischen Landtag 
vom 25. August 1931 
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